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Betreff

Neuerlass der Verordnung der Gemeinde Gauting Uber das Anbringen von Anschlagen
und Plakaten und tGber Darstellungen durch Bildwerfer (Plakatierungsverordnung)

Sachverhalt:

In Verordnungen nach Art. 28 LStVG muss von Verfassungs wegen der Werbung fir politische Par-
teien, Wahlergruppen, Volksbegehren, Volksentscheide, Blirgerbegehren und Blrgerentscheide ge-
nigend Raum gegeben werden. Gemal der Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
des Innern Uber Werbung auf 6ffentlichen Straf3en aus Anlass von allgemeinen Wahlen, Volksbe-
gehren, Volksentscheiden, Biirgerbegehren und Blrgerentscheiden vom 13. Februar 2013 (AlIMBI.
S. 52, 139) sind bei allgemeinen Wahlen, Volksentscheiden und Birgerentscheiden den politischen
Parteien und Wahlergruppen sowie den Antragstellerinnen und Antragstellern und vertretungsbe-
rechtigten Personen der zur Abstimmung zugelassenen Begehren angemessene Werbemdglichkei-
ten einzuraumen. Fur die Parteien ergibt sich dies aus Art. 21 GG i.V.m. 88 1 ff. des Parteiengeset-
zes, Art. 38 Abs. 1 Satz 1 und Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG. Bei Volksbegehren und Volksentscheiden
stellt sich der Anspruch der Antragstellerinnen und Antragsteller auf angemessene Wahlwerbung als
Ausfluss ihres verfassungsrechtlich garantierten Initiativ- und Mitwirkungsrechts im Rahmen der
Volksgesetzgebung gemaf Art. 71 ff. BV sowie Art. 7 Abs. 2 und Art. 12 Abs. 3 BV dar. Bei Birger-
begehren und Birgerentscheiden resultiert ein Anspruch aus dem verfassungsrechtlich in Art. 7
Abs. 2 und Art. 12 Abs. 3 BV garantierten Recht, Birgerbegehren und Birgerentscheide zu initiie-
ren, und hinsichtlich Burgerentscheiden einfachrechtlich aus Art. 18a Abs. 15 Satz 2 GO und

Art. 12a Abs. 14 Satz 2 LKrO, wonach bei diesen zur Information der Birgerinnen und Birger von
der Gemeinde den Beteiligten die gleichen Moglichkeiten wie bei Gemeinderats- oder Kreistagswah-
len er¢ffnet werden. Die Belange der Sicherheit und Ordnung des Stral3enverkehrs dirfen aber
auch bei allgemeinen Wahlen, Volksbegehren, Volksentscheiden, Birgerbegehren und Birgerent-
scheiden nicht missachtet werden (10.28 Art. 28 LStVG — Thum / Ebert — S. 3 — Lfg. 282 —
01.05.2026).

Zum Schutz des Orts- und Landschaftsbilds oder eines Natur-, Kunst- oder Kulturdenkmals kdnnen
die Gemeinden/ Stadte durch Verordnung Anschlage, insbesondere Plakate, und Darstellungen
durch Bildwerfer in der Offentlichkeit auf bestimmte Flachen beschranken (Art. 28 Abs. 1 Satz 1
LStVG).

Die Gemeinden kénnen zum Schutz der Rechtsgtiter des Art. 28 das Anbringen durch Verordnung
beschrénken (Abs. 1) oder deren Beseitigung durch Einzelanordnung verfiigen (Abs. 3). Die Verord-
nung nach Abs. 1 kann auf das gesamte Ortsgebiet erstreckt werden, es kann aber auch lediglich
ein Ortsteil geschitzt werden. Die zuldssigen Anschlage kénnen auf bestimmte Flachen beschrankt
und im Ubrigen verboten werden. Durch Beschrankungen diirfen éffentliche Anschlage nicht liber-
haupt unmdglich gemacht werden, ebenso ist ein vollstandiges Verbot unzulassig (vgl. VG Min-
chen, Beschluss vom 26. Mai 2006, Az. 22 E 06.1484).

Eine bewehrte Verordnung gilt gemaf3 Art. 50 Abs. 2 LStVG grundsatzlich 20 Jahre. Die derzeit gul-
tige Verordnung Uber das Anbringen von Anschlagen und Plakaten (Plakatierungsverordnung) trat
am 25.07.2008 in Kraft und sollte den aktuellen Anforderungen und Begebenheiten zur besseren
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Vollzugspraxis angepasst werden.

Finanzielle Auswirkungen

NEIN X

Beschlussvorschlag Gemeinderat:

1. Der Gemeinderat nimmt Kenntnis von Beschlussvorlage O/0094/XVI.WP.

2. Der Gemeinderat beschliel3t nachstehende Verordnung der Gemeinde Gauting Giber das An-
bringen von Anschlagen und Plakaten und tber Darstellungen durch Bildwerfer (Plakatie-
rungsverordnung) mit folgendem Text:

Die Gemeinde Gauting erlasst aufgrund von Art. 28 des Gesetzes lber das Landesstrafrecht und
das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung - LStVG in der in der
Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 2011-2-1) verdffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt
durch 8 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2024 (GVBI. S. 570) geandert worden ist,

folgende

Verordnung der Gemeinde Gauting uber das Anbringen von Anschléagen
und Plakaten und tber Darstellungen durch Bildwerfer (Plakatierungs-
verordnung)

Inhaltstbersicht:

81 Begriffsbestimmungen und Regelungsbereich

§2 Beschrankung von Anschlagen auf bestimmte Flachen

§3  Wabhlen, Abstimmungen, Volksbegehren und Volksentscheide sowie politische Veranstaltun-
gen

84  Genehmigungen

85  Ausnahmen

86  Ordnungswidrigkeiten

87 Inkrafttreten

§1
Begriffsbestimmungen und Regelungsbereich

(1) Anschlage in der Offentlichkeit sind Plakate, Zettel oder Tafeln, die an unbeweglichen Ge-
genstanden wie z.B. Gebauden, Mauern, Zaunen, Licht- und Telefonmasten oder an beweg-
lichen Gegenstanden wie Standern angebracht werden, wenn die Anschlage von einer nach
Zahl und Zusammensetzung unbestimmten Menschenmenge — insbesondere vom o6ffentli-
chen Verkehrsraum — aus wahrgenommen werden kénnen.

(2) Die Vorschriften insbesondere der Stral3enverkehrsordnung, des Bayerischen Straf3en- und
Wegegesetzes, des Bundesfernstral3engesetzes, der Bayerischen Bauordnung (BayBO) und
des Baugesetzbuches bleiben unberihrt. Insbesondere ortsfeste Anlagen der
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Wirtschaftswerbung (Werbeanlagen), die von der Bayerischen Bauordnung erfasst werden,
fallen nicht unter den Regelbereich dieser Verordnung.

§2
Beschrankung von Anschlagen auf bestimmte Flachen

(1) Zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes und zum Schutz von Natur-, Kunst- und Kul-
turdenkmalern dirfen in der Offentlichkeit Anschlage, insbesondere Plakate, Zettel, Schriften
und Tafeln nur an den von der Gemeinde Gauting zugelassenen Anschlagsflachen (Re-
klame- und Plakattafeln, Plakatsaulen und -st&dnder sowie Schaukéasten) angebracht werden.
Darstellungen durch Bildwerfer diirfen in der Offentlichkeit nur nach vorheriger Genehmigung
durch die Gemeinde Gauting vorgefihrt werden.

(2) Die Anschlage durfen weder in Form, Farbe und Grof3e noch durch Art und Ort der Anbrin-
gung zu Verwechslungen mit Verkehrszeichen und -einrichtungen flihren oder deren Wir-
kung beeintrachtigen; deshalb darf an den Masten und sonstigen Halteeinrichtungen fiir die
Verkehrszeichen und -einrichtungen nicht plakatiert werden.

(3) Die Anschlage durfen nicht in behindernder Weise in die Verkehrsraume hineinragen oder
die Sicht in den Kreuzungsbereich einschranken, wenn dadurch der Ful3gangerverkehr be-
hindert oder der flieBende Verkehr auf den Stral3en beeintrachtigt wird. An den Ampelmas-
ten ist das Plakatieren unzulassig.

(4) Die maximale GrolRRe des einzelnen Anschlags ist auf 1 gm (DIN A 0) beschrankt. Baume
durfen durch Plakatstander und Plakate nicht beriihrt werden. Das Plakatmaterial sollte mog-
lichst aus umweltfreundlichem Material, wie Allwetterkarton oder Papier sein.

(5) Ankiundigungen o6ffentlich-rechtlicher Religionsgemeinschaften und anderer Vereinigungen,
die als gemeinniitzig anerkannte Zwecke im Sinne von § 52 Abgabenordnung verfolgen, fal-
len nicht unter diese Verordnung, wenn sie an den hierfur bestimmten Anschlagtafeln ihrer
eigenen Gebaude und Grundstlicke sowie ihrer sonstigen Versammlungsraume angebracht
sind.

(6) Vor Wahlen, Abstimmungen, Volksbegehren und Volksentscheiden kénnen von der Ge-
meinde vorubergehend Anschlagtafeln aufgestellt werden, die ausschlieRlich fir Wahlpla-
kate bestimmt sind.

§3
Wahlen, Abstimmungen, Volksbegehren und Volksentscheide sowie politische Veranstaltun-
gen

(1) Vor Wahlen, Volks- und Birgerbegehren, Volks- und Burgerentscheiden dirfen politische
Parteien, Wahlergruppen, Kandidatinnen und Kandidaten bis zu sechs Wochen vor der Wahl
Plakatstander und Plakate auch auf3erhalb der in § 2 Abs. 6 dieser Verordnung genannten
Anschlagtafeln anbringen. Nach dem Tag der Wahl missen die bis zum Tag der Wahl auf-
gestellten Plakatstander und Plakate innerhalb von einer Woche abgebaut werden.

(2) Wenn fur politische Veranstaltungen plakatiert wird und sich unmittelbar danach Plakatierun-
gen fur Wahlen, Volks- und Biirgerbegehren, Volks- und Birgerentscheide nach § 3 Abs. 1
anschliel3en, mussen die Plakatstandorte gewechselt werden. Es ist nicht gestattet, konkrete
Ortlichkeiten mittels Veranstaltungsplakatierungen fiir Plakatierungen bei Wahlen, Volks-
und Burgerbegehren, Volks- und Blrgerentscheiden zu reservieren.

(3) Fur Plakatierungen nach 8 3 Abs. 1 und Abs. 2 ist stets eine Erlaubnis erforderlich. Solange
keine Plakatierungserlaubnis vorliegt, darf nicht mit der Plakatierung begonnen werden. Bei
Antragstellung ist die Anzahl der Plakate und Plakatstander fur die jeweiligen Ortsteile und
Kdnigswiesen, in denen diese angebracht und aufgestellt werden, anzugeben.
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§4
Genehmigungen

(1) Das Anbringen von Anschlagen bzw. das Aufstellen von Plakatstandern ist genehmigungs-
pflichtig. Darstellungen durch Bildwerfer diirfen in der Offentlichkeit nur nach vorheriger Ge-
nehmigung durch die Gemeinde Gauting vorgefuhrt werden.

(2) Eine Genehmigung ist spatestens zwei Wochen vor der geplanten

Aufstellung bzw. vor der geplanten Anbringung des Anschlags schriftlich bei der Gemeinde
zu beantragen. Dem Antrag ist eine Kopie des Anschlages beizufligen. Die Kopie kann in
einem kleinen Maf3stab erfolgen.

(3) Der Anschlag muss den Betreiber oder Veranstalter deutlich sichtbar ausweisen (z.B. durch

Adresse, QR-Code, Homepage, V.i.S.d.P, etc.).

(4) Die Plakatierung muss der Ankiundigung einer Veranstaltung oder Aktivitat dienen, die im
Gemeindegebiet stattfindet oder einen unmittelbaren Bezug zum Gemeindegebiet aufweist.

(5) Bei der Aufstellung und Verteilung der genehmigten Anschlage sind sowohl das Gebot der
Rucksichtnahme auf bereits angebrachte Anschlage als auch die Aufrechterhaltung eines
ordentlichen Orts- und Landschaftsbildes zu beachten.

(6) Die Anschlage dirfen frihestens zwei Wochen vor der Veranstaltung aufgestellt werden.
Nach Ablauf der Plakatierungsgenehmigung sind alle aufgestellten Anschlage einen Tag
nach der Veranstaltung rickstandslos zu entfernen.

(7) Das Anbringen von Anschlagen ist auf héchstens 50 Anschlage je Wabhl, Volksbegehren,
Volksentscheid oder Abstimmung begrenzt. Fur Veranstaltungen dirfen héchstens 30 An-
schlage im Gemeindegebiet angebracht werden. Doppelseitige Plakate sind als ein Anschlag
zu z&hlen. Bei gleichzeitigen Anschldgen zu Wahlen, Volksbegehren, Volksentscheide und
Veranstaltungen gleicher Gruppierungen und Personen darf die Gesamtzahl der hierfiir an-
gebrachten Anschlage 50 nicht Ubersteigen.

(8) Fur regelmafiig wiederkehrende Veranstaltungen kann abweichend von Absatz 1 auf Antrag
eine Plakatierungsgenehmigung fir bis zu drei Jahre erteilt werden, sofern die jeweiligen
Veranstaltungen sowie Art, Ort, Zeitraum und Umfang der Plakatierung im Antrag konkret
bezeichnet sind und im Wesentlichen unverandert bleiben. Die Genehmigung kann mit Ne-
benbestimmungen, insbesondere einem Widerrufsvorbehalt, versehen werden. Die Absatze
3 bis 7 bleiben unberihrt.

85
Ausnahmen

(1) Von der Beschrankung nach 8 2 ausgenommen sind Bekanntmachungen, die von den Ei-
gentimern, dinglich Berechtigten, Pachtern oder Mietern von Anwesen oder Grundstiicken
an diesen in eigener Sache angeschlagen werden und Plakate und Ankiindigungen, die fur
Veranstaltungen durch értliche Vereine und Verbénde in den Schaufenstern von Gewerbe-
betrieben ausgehangt werden.

(2) AuRRerhalb der in den § 3 und 8 4 genannten Zeiten kénnen die von der Gemeinde bereitge-
stellten Anschlagtafeln nach § 2 Abs. 6 von gemeindlichen Einrichtungen der Daseinsvor-
sorge genutzt werden. Die Nutzung soll insbesondere dem Zweck der Férderung des Ehren-
amtes dienen.

(3) Im Ubrigen kann die Gemeinde in besonderen Fallen — insbesondere anlésslich besonderer
Ereignisse — im Einzelfall auf Antrag Ausnahmen von den Beschrankungen des § 2 gestat-
ten, wenn dadurch das Orts- und Landschaftsbild oder ein Natur-, Kunst- oder Kulturdenkmal
nicht oder nur unwesentlich beeintrachtigt wird und Gewahr besteht, dass die Anschlage in-
nerhalb einer gesetzten Frist wieder beseitigt sind.

Seite 4 von 5



&

Gemeinde Gauting Seite 5 von 5

§6
Ordnungswidrigkeiten

Nach Art. 28 Abs. 2 LStVG in Verbindung mit dem Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten (O-
WiG) kann mit GeldbulRe belegt werden, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen § 2 Abs. 1 Satz 1 ohne eine Ausnahmegenehmigung nach § 5 oéffentliche An-
schlage aulRerhalb der zugelassenen Flachen anbringt oder anbringen lasst.

2. entgegen § 2 Abs. 1 Satz 2 ohne Genehmigung Bilddarstellungen in der Offentlichkeit

vorfihrt,

gegen die Auflagen einer Ausnahmegenehmigung nach 8 5 Abs. 3 verstof3t,

4. entgegen § 4 Abs. 7 Satz 1 mehr als 50 Anschlage je Wahl, Volksbegehren, Volksent-
scheid oder Abstimmung oder entgegen 8§ 4 Abs. 7 Satz 2 mehr als 30 Anschlage fir
Veranstaltungen im Gemeindegebiet anbringt oder anbringen lasst,

5. gegen die in den 88 3 bis 5 aufgefiihrten Zeiten und Fristen verstoft.

w

87
Inkrafttreten

(1) Die Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kratft.
(2) Die Verordnung gilt 20 Jahre.
Gleichzeitig tritt die Verordnung tber das Anbringen von Anschldagen und Plakaten (Plakatie-
rungsverordnung) vom 25.07.2008 aul3er Kraft.
Ausgefertigt:
Gauting, den

Maximilian Platzer
Erster Burgermeister

Gauting, 05.10.2026

Unterschrift

Seite 5 von 5



	REF_voname
	Beratungsfolge
	REF_vobetr
	SMC_BM_VOTEXT6
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	SMC_BM_VOTEXT5
	Beschlußvorschlag

